Gemeinde Hohenfels
Landkreis Konstanz

Satzung Uber den Bebauungsplan
Gewerbegebiet ,Bruck IV*
Ortsteil Liggersdorf

Der Gemeinderat hat am 28.08.2001 den Bebauungsplan und die 0rtlichen
Bauvorschriften unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als
Satzung beschlossen:

01. Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. vom 27.08.1997 (BGBI. | S. 2141), mit
Berichtigung vom 16.01.1998 (BGBI. | S.137)

02. Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (BauNVO) i. d. F. vom
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geandert durch Gesetz vom 22.04.1993, BGBI. |
S. 466, 479)

03. Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane sowie Uber die Darstellung
des Planinhaltes (PlanzvVO) vom 18.12.1990 (BGBI. |1 1991 S. 58)

04. Landesbauordnung fur Baden-Wirttemberg (LBO) i. d. F. vom 08.08.1995 (GBI.
S. 617), geéndert durch Gesetz vom 15.12.1997 (GBI. 1998 S. 496)

05. Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO) i. d. F. vom 24.07.2000 (GBI.
S. 581, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 19.12.2000 (GBI. S. 745))

§1
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den Festsetzungen im zeichnerischen
Teil des Bebauungsplanes.

§2
Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan besteht aus:

01. dem Planteil des Ingenieurbtiros Reckmann i. d. F. vom 28.08.2001;

02. den textlichen Festsetzungen vom 28.08.2001;

03. der Begrindung vom 28.08.2001;

04. der Eingriffsbilanzierung und Ausgleichsregelungen vom 13.07.2000 der
Landsiedlung Baden-Wirttemberg, einschlief3lich der Ergdnzungen vom 31.10.2000.



§3
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig i. S. von 8§ 213 BauGB und § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von

§ 74 LBO und 8 9 Abs. 1 BauGB ergangenen Bestandteilen dieser Satzung
zuwiderhandelt.

§4
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt mir inrer Bekanntmachung in Kraft.
Hohenfels, den 28.08.2001
(Veit)

Blrgermeister

Bebauungsvorschriften zum
Bebauungsplan , Bruck IV*
in Liggersdorf

I. Gesetzliche Grundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. S.
2141)

Verordnung tber die bauliche Nutzung der Grundstlicke
(Baunutzungsverordnung BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.01.1990
(BGBI. I S. 132), zuletzt geandert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBI. | S. 466).
Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 — PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI.
1991 1 S. 58).
Landesbauordnung fur Baden-Wurttemberg (LBO) vom 08.08.1995 (GBI. S. 617)
zuletzt geandert durch Gesetz vom 15.12.1997 (GBI. S. 251).

Il. Planungsrechtliche Festsetzungen (8 9 Abs. 1 — 3 BauGB)

Der vorliegende Bebauungsplan GE ,Bruck IV* ist im neuen Flachennutzungsplan

der Verwaltungsgemeinschaft Stockach enthalten.

2. Art der baulichen Nutzung, § 9 (1) 1 BauGB

2.1 Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der
zeichnerischen Abgrenzung des Lageplans.



2.2 FUr den raumlichen Geltungsbereich wird die Nutzung als Gewerbegebiet (GE)
nach § 8 BauNVO (Vergniugungsstatten sind ausgeschlossen; eine Betriebswohnung
wird zugelassen) festgesetzt.

Es gelten die Eintragungen im Lageplan (siehe Nutzungsschablone).

3. Mal3 der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird gemafd 8 16 (2) BauNVO bestimmt durch die
Festsetzungen der Grundflachenzahl (GRZ), der Geschossflachenzahl (GFZz), der
Zahl der Vollgeschosse und der Wandhdhenangabe.

Auf die Geschossflachenzahl ist die Flache von AufenthaltsrAumen in
Nichtvollgeschossen einschlie3lich der zugehoérigen Umfassungswande und
Treppenwande mit hinzuzurechnen (8 20 (3) BauNVO).

Die Angaben sind den Nutzungsschablonen im Lageplan zu entnehmen. Sie gelten
als Hochstwerte, Sockelgeschosse und Dachgeschosse dirfen die Festsetzungen
nach § 2 Abs. 5 LBO fur Vollgeschosse nicht erfillen.

4. Bauweise

Die Bauweise ist als abweichende Bauweise nach 8§ 22 (4) BauNVO festgesetzt.
Zugelassen ist die abweichende Bauweise im Gewerbegebiet bezlglich der
Bauwerkslangen > 50 m unter Wahrung der Baugrenzen bzw. im nicht festgesetzten
Grenzbereich unter Wahrung der einzuhaltenden Abstandsflachen.

Fur die Bauweise gelten die eingetragenen zeichnerischen Darstellungen. Die
Dachform und Dachneigung sind dem Lageplan zu entnehmen.

5. Uberbaubare und nicht iberbaubare Grundstiicksflachen, Baugrenzen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch Baugrenzen im Lageplan
festgesetzt.

Garagen und Carports sind nur innerhalb der Baugrenzen zugelassen.

Der Garagenstauraum ist mit 5,50 m einzuhalten.

Nebenanlagen sind auf nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen unzulassig, mit
Ausnahme von Kabelverteilerkasten fir Post und EnBW, von Pergolen und
Verbindungsgangen.

6. Stellung der baulichen Anlagen

Die Stellung der Gebaude wird nicht vorgeschrieben. Die Firstrichtungen kénnen frei
gewahlt werden.



7. Hohenlage der baulichen Anlagen

Die Erdgeschossfullbodenhdhe (bezogen auf StralBenhdhe < 100 cm Uber
Fahrbahnmitte, gemessen in Gebaudemitte) wird durch das Baurechtsamt und die
Gemeinde, in Verbindung mit dem Baugesuch, festgelegt. Die zulassigen
Bauwerkshohen sind aus der Nutzungsschablone ersichtlich.

1. 6rtliche Bauvorschriften

1. Hohenlage der anbaufahigen Verkehrsflachen sowie der Anschluss der
Grundstucke an die Verkehrsflachen

Die Hohenlage wird durch den StralRenbauentwurf bestimmit.

Stral3enbdschungen (Auftrag oder Abtrag) sind, soweit sie 50 cm H6henunterschied
zwischen Stral3e und naturlichem Gelande Uberschreiten, im Lageplan dargestellt.
Bdschungen sind, auch wenn sie nicht dargestellt sind, zu dulden.

Soweit es fur die Zufahrt zum Grundstick erforderlich ist, durfen diese Boschungen
aufgefullt bzw. abgegraben werden; sie dirfen jedoch nicht durch Stitzmauern, die
mehr als 30 cm Uber die Strallenhdhe hinausragen ersetzt werden.

Abstutzungen der vorhandenen Stral3eneinfassungen sind auf den privaten
Grundstiicken zu dulden (Betonrlckenstitzen der Randsteine).

2. Fihrung oberirdischer Versorgungsanlagen und — leitungen

Die Leitungen fur Stromzufiihrungs- und Fernmeldeeinrichtungen werden als
Erdkabel verlegt.

3. Grenz- und Gebaudeabstdnde

Die seitlichen Abstandsflachen der Hauptgebaude von den Nachbargrenzen richten
sich nach den Bestimmungen der Landesbauordnung; sind jedoch im Lageplan des
Bebauungsplanes durch Baugrenzen gréfRere Grenzabstande festgesetzt, so sind
diese einzuhalten.

4. Dachgestaltung

Im Gewerbegebiet sind Sattel-, Walm-, Pult- und Flachdacher zugelassen. Die
Dachflachen sind mit einem nicht gleiRenden Bedachungsmaterial (z. B. Ziegel,
beschichtete Blechdacher, Faserzementplatten) einzudecken.

Vollflachige Zinkblecheindeckung sind nicht zugelassen.

Solaranlagen werden zugelassen.

Die in der Nutzungsschablone festgelegten Dachneigungen sind einzuhalten.
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zul&ssig.

5. Einfriedungen



Zu offentlichen Flachen und zur freien Landschaft wird ein Mindestabstand von 50
cm gefordert. Die Zaunh6he wird auf max. 2,30 m begrenzt.

Bei Mehrhéhe von Zaunen (> 1,00 m) ist, entlang von o6ffentlichen Flachen, mit
gleichem Mehrabstand wie die Mehrhéhe von der StralR3e abzurticken.

6. Gebadude — Fassaden

Es sind gedeckte Farbtone zu wahlen, grelle Farben sind ausgeschlossen.

7. Grundstiucksgestaltung

Die Grundstiucksgestaltung soll sich méglichst nach der topographischen Gestalt des
Gelandes richten, so dass Gelandeveréanderungen auf ein Minimum reduziert
werden. Die Gelandegegebenheiten der Nachbargrundsticke sind zu
bertcksichtigen.

Aufschiattungen  bzw. Abgrabungen dber 80 c¢cm HoOhe Dbedirfen auf
Privatgrundstiicken einer Genehmigung und missen im Baugesuch dargestellt
werden.

Es ist genau zu Uberprifen, inwieweit das Grundstick befestigt werden muss.
Samtliche Zufahrten, Parkierungsflachen, Lager- und Dachflachen sind so
anzulegen, dass ihre Entwasserung Uber die im Baugesuch darzustellenden
Muldenversickerungen erfolgen kann.

8. Grundstucksentwéasserung

RW — Entwasserung

Die Grundsticksentwéasserung erfolgt Gibe ein modifiziertes Trennsystem. Um einen
verzogerten Abfluss von Regenwasser zu erreichen, sind auf jedem Grundstiick
Ruckhalteeinrichtungen (Mulden, Zisternen, Teiche) mit Versickerungsvorkehrungen
(soweit es der Baugrund zulasst) einzurichten. Deren Uberlauf ist an die
Muldenversickerung anzuschlieen. Die Dimensionierung richtete sich nach den zu
entwassernden Dachflachen.

SW — Entwasserung

Schmutzwasser wird Uber ein eigenen Kanaldrucksystem dem Pumpschacht im
Klaranlagengelande zugefihrt. Die einzelnen Grundstiicke werden Uber private
Schmutzwasserpumpwerke entwéssert.

IV. Grunordnungsplan

Eingriffs- und AusgleichsmaBnahmen zu § l1a

Die Eingriffs- und Ausgleichsmalinahmen sind im Grinordnungsplan uns seinen
Ergédnzungen geregelt.



V. Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer sich oben genannten Bauvorschriften, den
zeichnerischen Festsetzungen sowie den Auflagen der Genehmigungsbehdrden
widersetzt.

Es wird auf § 213 BauGB und 8§ 75 LBO hingewiesen.

VI. Hinweise

1. H6henlage er Gebaude

Dem Baugesuch sind mind. 2 Gelandeschnitte bezogen auf NN mit Einzeichnungen
des vorh. und geplanten Gelandes und des geplanten Gebaudes beizufiigen.

Die Gelandeschnitte sind entlang der beiden Geb&audeseiten mit dem stérksten
natirlichen Gefalle Gber die gesamte Grundstiickslange einschl. der Stral3e zu legen.
2. Nachbargebéaude

Sind auf den Nachbargrundstiicken Gebaude bereits vorhanden, sind diese in den
Planen lage- und hohengerecht einzuzeichnen.

VII. Weitergehende Hinweise und Empfehlungen

Hinweise der Kreisarchaologie

Es ist evtl. mit vorgeschichtlichen Bodenfunden (Graber, Siedlungsschichten) zu
rechnen. Deshalb ist der Kreisarch&ologe rechtzeitig vor Beginn der Erschlie3ungs-
und anderer Erdarbeiten vom Arbeitsbeginn zu benachrichtigen.

Zutage kommende Funde sind im Boden zu belassen und umgehend zu melden.
(07731/61229).

Kreisarchaologe, Hegau-Museum, Schlossstrasse 2, 78224 Singen.

Hohenfels, den 28.08.2001

(Veit)
Burgermeister



	Satzung über den Bebauungsplan 
	Bebauungsvorschriften zum 
	I. Gesetzliche Grundlagen 
	III. örtliche Bauvorschriften 
	IV. Grünordnungsplan 


